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Satzung iiber die 6ffentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung - AbwS) der Stadt Ostfildern

Aufgrund von § 45b Abs. 4 des Wassergesetzes flir Baden-Wirttemberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemein-
deordnung fiir Baden-Wirttemberg (GemO) und der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunalab-
gabengesetzes fir Baden-Wiirttemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Stadt Ostfildern am 10.12.1997,
zuletzt gedandert am 08.11.2023, folgende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Offentliche Einrichtung

(1) Die Stadt betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet angefallenen Abwassers als Zweig des Eigen-
betriebs Stadtwerke Ostfildern. Voraussetzung fiir die Beseitigung ist, dass das Abwasser Uber eine
Grundstiicksentwdasserungsanlage in die 6ffentliche Abwasseranlage gelangt oder zu einer 6ffentlichen
Abwasserbehandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird.

(2) Die Stadtwerke kdnnen die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.
(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Anderung der 6ffentlichen Abwasseranlagen
besteht nicht.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in
seinen Eigenschaften veranderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieRende Was-
ser (Schmutzwasser) sowie das von Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten
Flachen gesammelt abflieRende Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus
Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abféllen austretenden und gesammelten Flussigkei-
ten.

(2) Offentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu
sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Offentliche Abwasseranlagen
sind insbesondere die 6ffentlichen Kanale, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, durch
die die 6ffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, Regenriickhaltebecken, Regeniiberlauf- und Re-
genklarbecken, Retentionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Klaranlagen und Versickerungs- und Riick-
halteanlagen fiir Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/-
schachte), soweit sie nicht Teil der Grundsticksentwdasserungsanlage sind sowie offene und geschlos-
sene Graben, soweit sie von den Stadtwerken zur 6ffentlichen Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu
den offentlichen Abwasseranlagen gehoért auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im Bereich der
offentlichen Verkehrs- und Griinflachen verlauft (Grundstiicksanschluss).

(3) Grundstiicksentwasserungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vorbehandlung, Pri-
fung und Ableitung des Abwassers bis zur 6ffentlichen Abwasseranlage dienen. Dazu gehdren insbeson-
dere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grund-
stiicksanschluss zufuihren (Grundleitungen), Prifschachte sowie die sich auf privaten Grundstiicken be-
findlichen Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwasserung. Ferner gehdren dazu Versickerungs-
und Rickhalteanlagen fir Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grundstiicksflachen befin-
den.
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Il. Anschluss und Benutzung

§3
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentimer von Grundstiicken, auf denen Abwasser anfillt, sind nach ndherer Bestimmung die-
ser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentlichen Abwasseranlagen anzu-
schlieRBen, diese zu benutzen und das gesamte auf den Grundstiicken anfallende Abwasser den Stadt-
werken im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu (iberlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst
dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstiicks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentlimers.

(2) Die Benutzungs- und Uberlassungspflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst zur Nutzung eines Grund-
stiicks oder einer Wohnung berechtigten Personen.

(3) Bebaute Grundstiicke sind anzuschlieRen, sobald die fir sie bestimmten 6ffentlichen Abwasseranla-
gen betriebsfertig hergestellt sind und zur Benutzung bereitstehen. Wird die 6ffentliche Abwasseranlage
erst nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstiick innerhalb von 6 Monaten
nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschlieRen.

(4) Unbebaute Grundsticke sind anzuschlieBen, wenn der Anschluss im Interesse der 6ffentlichen Ge-
sundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Griinden des 6ffentlichen Wohls geboten ist.

84

Anschlussstelle, vorlaufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstlicks an die nachste 6ffentliche Abwasseranlage technisch un-
zweckmaRig oder die Ableitung des Abwassers liber diesen Anschluss fiir die 6ffentliche Abwasseranlage
nachteilig ware, kdnnen die Stadtwerke verlangen oder gestatten, dass das Grundstiick an eine andere
offentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

(2) Ist die fir ein Grundstiick bestimmte 6ffentliche Abwasseranlage noch nicht hergestellt, kbnnen die
Stadtwerke den vorlaufigen Anschluss an eine andere 6ffentliche Abwasseranlage gestatten oder ver-
langen.

§5

Befreiungen

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstiicks an die 6ffentliche Abwasserbeseitigung und
von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach § 3 Abs.
1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Be-
nutzung wegen seines die 6ffentlichen Belange iberwiegenden privaten Interesses an der eigenen Be-
seitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbe-
denklich ist.
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§6
Allgemeine Ausschliisse

(1) Von der o6ffentlichen Abwasserbeseitigung sind sdmtliche Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungs-
wirkung der Klarwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlammbeseitigung oder die
Schlammverwertung beeintrachtigen, die 6ffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfahig-
keit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefahrden kénnen, oder die den in 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden kdénnen. Dies gilt auch fir Flissigkei-
ten, Gase und Dampfe.

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen

1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand -, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in den 6ffentlichen
Abwasseranlagen fuhren kénnen (z.B. Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas,
Kunststoffe, Textilien, Kiichenabfille, Schlachtabfille, Haut- und Lederabfille, Tierkdrper, Panseninhalt,
Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Riickstéande);

2. feuergefihrliche, explosive, giftige, fett- und élhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizél, Karbid, Phenole, Ole
und Fette, Ol-/Wasseremulsionen, Siuren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder ver-
gleichbaren Chemikalien, Blut aus Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive
Stoffe);

3. Jauche, Giille, Abgange aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke;

4. faulendes und sonst libelriechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate, Krautwasser);

5. Abwasser, das schadliche oder beladstigende Gase oder Dampfe verbreiten kann;

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht.

7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe tiber den Richtwerten des Anhangs A. 1 des Merk-
blatts DWA-M 115-2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Vereinigung fir Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e. V. - DWA -, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen.

(3) Die Stadtwerke kéonnen im Einzelfall (iber die nach den Absatzen 2 und 3 einzuhaltenden Anforde-
rungen hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies fir den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseran-
lagen erforderlich ist.

(4) Die Stadtwerke kdnnen im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absatze 1 und 2 zulas-
sen, wenn 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme im Einzelfall eine
unbillige Harte bedeuten wiirde und der Antragsteller evtl. entstehende Mehrkosten Gibernimmt.

§7
Ausschliisse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung

(1) Die Stadtwerke kénnen im Einzelfall Abwasser von der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung ausschlie-
Ren,

a) dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder wegen der Art oder
Menge des Abwassers unverhaltnismaRig hohen Aufwand verursachen wiirde;

b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit hauslichen Abwassern
gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann.

(2) Die Stadtwerke kénnen im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn
der Grundstiickseigentiimer die fiir den Bau und Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen entstehen-
den Mehrkosten Gbernimmt und auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet.

(3) SchlieRen die Stadtwerke in Einzelfdllen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustim-
mung der Wasserbehorde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).
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§8
Einleitungsbeschrankungen

(1) Die Stadtwerke konnen im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehandlung oder Spei-
cherung abhangig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies insbesondere im Hinblick auf
den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige 6ffentliche Belange erfordert.

(2) Fakalienhaltiges Abwasser darf in 6ffentliche Abwasseranlagen, die nicht an eine 6ffentliche Klaran-
lage angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet werden.

(3) Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt und von sonstigem Wasser
bedarf der schriftlichen Genehmigung der Stadtwerke.

89

Eigenkontrolle

(1) Die Stadtwerke kénnen verlangen, dass auf Kosten des Verpflichteten (nach § 3 Absitze 1 und 2)
Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abfliisse und der Beschaffenheit der Abwasser sowie
zur Bestimmung der Schadstofffracht in die Grundstlicksentwasserungsanlage eingebaut oder an sonst
geeigneter Stelle auf dem Grundstiick angebracht, betrieben und in ordnungsgemalRem Zustand gehal-
ten werden.

(2) Die Stadtwerke kénnen auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die fir die Bedienung der
Anlage und fiir die Flihrung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das Betriebstagebuch ist mindes-
tens drei Jahre lang, vom Datum der letzten Eintragung oder des letzten Beleges angerechnet, aufzube-
wahren und den Stadtwerken auf Verlangen vorzulegen.

§10
Abwasseruntersuchungen

(1) Die Stadtwerke kénnen beim Verpflichteten Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie bestimmen,
in welchen Abstanden die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu entnehmen sind und wer sie
untersucht. Fir das Zutrittsrecht gilt § 21 Abs. 2 entsprechend.

(2) Die Kosten einer Abwasseruntersuchung tragt der Verpflichtete, wenn

1. die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder auferlegte Verpflichtungen nicht erfillt worden sind
oder

2. wegen der besonderen Verhiltnisse eine stindige Uberwachung geboten ist.

(3) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mangel festgestellt werden, hat der Verpflichtete diese
unverziglich zu beseitigen.

§11
Grundstiicksbenutzung

Die Grundstiickseigentlimer kdnnen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) verpflichtet werden, fiir Zwecke der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanélen
einschlieRlich Zubehoér zur Ab- und Fortleitung von Abwasser Uber ihre Grundstiicke zu dulden. Die
Grundstiickseigentiimer haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstlicke an die Anschlusslei-
tung zu ihren Grundstlicken zu dulden.
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Ill. Grundstiicksanschliisse, Grundstiicksentwadsserungsanlagen

§12
Grundstiicksanschliisse

(1) Grundstiicksanschliisse (§ 2 Abs. 2) stehen - vorbehaltlich abweichender Regelungen - im Eigentum
der Stadtwerke.

Sie werden ausschlieRlich von den Stadtwerken hergestellt, unterhalten, erneuert, geandert, abgetrennt
und beseitigt.

(2) Art, Zahl und Lage der Grundstiicksanschliisse sowie deren Anderung werden nach Anhérung des
Grundstiickseigentiimers und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von den Stadtwerken be-
stimmt. Die Stadtwerke stellen die fiir den erstmaligen Anschluss eines Grundstlicks notwendigen
Grundstiicksanschlisse bereit.

(3) Jedes Grundstick erhalt einen Grundstilicksanschluss; werden Grundstiicke im Trennverfahren ent-
wassert, gelten beide Anschlusskanile als ein Grundstilicksanschluss. Die Stadtwerke kénnen mehr als
einen Grundstiicksanschluss herstellen, soweit sie es flir technisch notwendig halten. In besonders be-
grindeten Fillen (z.B. Sammelgaragen, Reihenh&user) kdnnen die Stadtwerke den Anschluss mehrerer
Grundstiicke iber einen gemeinsamen Grundstiicksanschluss vorschreiben oder auf Antrag zulassen.
(4) Die Stadtwerke kénnen auf Antrag des Grundstiickseigentiimers weitere Grundstiicksanschliisse so-
wie vorlaufige oder voriibergehende Anschllsse herstellen.

§13
Kostenerstattung

(1) Den Stadtwerken sind vom Grundstiickseigentiimer zu erstatten:

a) Die Kosten der Herstellung und Beseitigung der Grundstiicksanschliisse (§ 12 Abs. 3).

b) Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Verdnderung und Beseitigung der weiteren,
vorldufigen und voriibergehenden Grundstiicksanschliisse (§ 12 Abs. 4).

c) Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung der Grund-
stlicksanschlisse nach § 12 Abs. 3, wenn sie vom Eigentlimer veranlasst oder verursacht werden.

Zu diesen Kosten gehoren auch die Aufwendungen fiir die Wiederherstellung des alten Zustands auf den
durch die Arbeiten beanspruchten Flachen.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgiiltigen Herstellung des Grundstiicksanschlusses, im
Ubrigen mit der Beendigung der MaRnahme. Der Erstattungsanspruch wird innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.

(3) Erhalten mehrere Grundstiicke einen gemeinsamen Grundstiicksanschluss, so ist fur die Teile des
Grundsticksanschlusses, die ausschlielRlich einem der beteiligten Grundstiicke dienen, allein der Eigen-
timer bzw. der Erbbauberechtigte des betreffenden Grundstiicks ersatzpflichtig. Soweit Teile des
Grundstilicksanschlusses mehreren Grundsticken gemeinsam dienen, sind die Eigentiimer bzw. Erbbau-
berechtigten der beteiligten Grundstiicke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig.

§14
Private Grundstiicksanschliisse

(1) Private Grundsticksanschlisse sind vom Grundstiickseigentiimer auf eigene Kosten zu unterhalten,
zu andern, zu erneuern und zu beseitigen.

(2) Entspricht ein Grundstiicksanschluss nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik und etwaigen zusatzlichen Bestimmungen der Stadtwerke, und verzichtet
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der Grundstiickseigentiimer schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so kann der Grundstiicksan-
schluss auf sein Verlangen von den Stadtwerken (ilbernommen werden. Dies gilt nicht fiir Leitungen im
AuRenbereich.

(3) Unterhaltungs-, Anderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungsarbeiten an privaten Grundstiicksan-
schliissen (Abs. 1) sind den Stadtwerken vom Grundstiickseigentiimer mindestens 14 Tage vorher anzu-
zeigen.

§15
Genehmigungen

(1) Der schriftlichen Genehmigung der Stadtwerke bedirfen

a) die Herstellung der Grundstiicksentwésserungsanlagen, deren Anschluss sowie deren Anderung;

b) die Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen sowie die Anderung der Benutzung.

Bei voriibergehenden oder vorldufigen Anschlissen wird die Genehmigung widerruflich oder befristet
ausgesprochen.

(2) Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z.B. iber bestehende Grundstiick-
sentwasserungsanlagen) gleich.

(3) Aus dem Antrag missen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden Abwasser, die vor-
gesehene Behandlung der Abwasser und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. AuRerdem sind
dem Antrag folgende Unterlagen beizufiigen:

- Lageplan im MaRstab 1:500 mit Einzeichnung samtlicher auf dem Grundstiick bestehender und
geplanter Gebaude, der StraRe, der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der vor dem Grund-
stlick liegenden StraRenkandle und der etwa vorhandenen weiteren Entwéasserungsanlagen, Brunnen,
Gruben, usw.;

- Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der einzelnen anzuschlieRenden Gebaude
im MaRstab 1:100, mit Einzeichnung der anzuschlieRenden Entwasserungsteile, der Dachableitung und
aller Entwasserungsleitungen unter Angabe des Materials, der lichten Weite und der Absperrschieber
oder Ruckstauverschliisse;

- Systemschnitte der zu entwassernden Gebadudeteile und Grundstiicksflachen (befestigte bzw.
versiegelte Flachen) im MaRstab 1:100 in der Richtung der Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptlei-
tungen und der Fallrohre, der Dimensionen und der Gefallsverhaltnisse, der Hohenlage, der Entwasse-
rungsanlage und des StraRenkanals, bezogen auf Normalnull).

Die zur Anfertigung der Plane erforderlichen Angaben (Héhenlage des StralRenkanals, Lage der An-
schlussstelle und Hohenfestpunkte) sind bei den Stadtwerken einzuholen. Dort sind auch Formulare fir
die Entwasserungsantrage erhaltlich.

§16
Regeln der Technik

Grundstiicksentwasserungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustel-
len, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere die
technischen Bestimmungen flir den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von Abwasseranlagen und
die Einleitungsstandards, die die oberste Wasserbehérde durch 6ffentliche Bekanntmachung einfihrt.
Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderun-
gen auf andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird.
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§17
Herstellung, Anderung und Unterhaltung der Grundstiicksentwisserungsanlagen

(1) Die Grundstiicksentwasserungsanlagen sind vom Grundstilickseigentiimer auf seine Kosten herzu-
stellen, zu unterhalten, zu dndern, zu erneuern und nach Bedarf griindlich zu reinigen.

(2) Die Stadtwerke kénnen, zusammen mit dem Grundstiicksanschluss, einen Teil der Grundstiicksent-
wasserungsanlage, vom Grundstiicksanschluss bis einschlieRlich des Priifschachts, herstellen oder er-
neuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der Grundstilickseigentlimer zu tragen. § 13 Abs. 3 gilt
entsprechend.

(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszufiihren. Der letzte Schacht
mit Reinigungsrohr (Prifschacht) ist so nahe wie technisch moglich an die 6ffentliche Abwasseranlage
zu setzen; er muss stets zugadnglich und bis auf Riickstauebene (§ 20) wasserdicht ausgefiihrt sein.

(4) Bestehende Grundstiicksentwésserungsanlagen sind vom Grundstiickseigentimer auf seine Kosten
zu andern, wenn Menge oder Art des Abwassers dies notwendig machen.

(5) Anderungen an einer Grundstiicksentwésserungsanlage, die infolge einer nicht vom Grundstiicksei-
gentiimer zu vertretenden Anderung der 6ffentlichen Abwasseranlagen notwendig werden, fiihren die
Stadtwerke auf Ihre Kosten aus, sofern nichts anderes bestimmt ist.

(6) Wird eine Grundstilicksentwdasserungsanlage - auch voribergehend - aulRer Betrieb gesetzt, so kdn-
nen die Stadtwerke den Grundstiicksanschluss verschlieBen oder beseitigen. Die Kosten tragt der Grund-
stlickseigentiimer. § 13 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Stadtwerke kdnnen die in Satz 1 genannten Mal3-
nahmen auf den Grundstiickseigentiimer Gbertragen.

§18
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgerate

(1) Auf Grundstiicken, auf denen Fette, Leichtfliissigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Ole oder Olriick-
stande in das Abwasser gelangen kdonnen, sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem
Abwasser (Abscheider mit dazugehdrenden Schlammfangen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten
und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehdrenden Schlammfangen sind vom Grundstiickseigen-
timer in regelmaRigen Zeitabstanden, dariiber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen.
Bei schuldhafter Saumnis ist er den Stadtwerken gegenlber schadenersatzpflichtig. Fir die Beseiti-
gung/Verwertung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften Gber die Abfallentsorgung.

(2) Im Rahmen der Genehmigung nach § 15 hat der Besitzer den Einbau den Stadtwerken anzuzeigen.
Dies gilt auch fir vorhandene Abscheider.

(3) Die Stadtwerke kénnen vom Grundstiickseigentiimer im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer
Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies fiir die Ableitung des Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt
flir Pumpanlagen auf Grundsttlicken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. § 16 bleibt
unberihrt.

(4) Zerkleinerungsgerate fir Kiichenabfalle, Miill, Papier und dergleichen sowie Handtuchspender mit
Spulvorrichtung dirfen nicht an Grundstiicksentwasserungsanlagen angeschlossen werden.

§19
Kleinklaranlagen

Kleinklaranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverziglich auBer Betrieb zu setzen,
sobald das Grundstlick liber eine Abwasserleitung an eine 6ffentliche Klaranlage angeschlossen ist. Die
Kosten fir die Stilllegung tragt der Grundstilickseigentliimer selbst.
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§20
Sicherung gegen Riickstau

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstiicksentwasserungsanlagen, insbesondere Toiletten mit
Wassersplilung, Bodenablaufe, Ausglsse, Spulen, Waschbecken, die an der Anschlussstelle der Grund-
stiicksentwasserung (Riickstauebene) tiefer als die StralRenoberflache liegen, miissen vom Grundstiick-
seigentiimer auf seine Kosten gegen Riickstau gesichert werden. Im Ubrigen hat der Grundstiickseigen-
timer fir riickstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen.

§21
Abnahme und Priifung der Grundstiicksentwasserungsanlagen, Zutrittsrecht,
Indirekteinleiterkataster

(1) Vor der Abnahme durch die Stadtwerke darf die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht in Betrieb
genommen werden.

Die Abnahme gilt 4 Wochen nach Eingang der Fertigstellungsanzeige als erfolgt, soweit von den Stadt-
werken nicht ausdricklich etwas anderes erklart wird.

Die Abnahme der Grundsticksentwdasserungsanlage befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bau-
leiter und den ausfihrenden Unternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit fiir die vorschriftsmaRige
und fehlerfreie Ausfiihrung der Arbeiten.

(2) Die Stadtwerke sind berechtigt, die Grundstiicksentwdasserungsanlagen zu prifen. Die Grundsticks-
eigentiimer und Besitzer (nach § 3 Absatze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prifungen zu dulden und dabei
Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Priifung des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgange
zu gewdhren und die sonst erforderlichen Auskiinfte zu erteilen. Die mit der Uberwachung der Anlagen
beauftragten Personen dirfen Grundstiicke zum Zwecke der Prifung der Einhaltung der Satzungsbe-
stimmungen betreten.

(3) Werden bei der Priifung der Grundstiicksentwasserungsanlagen Mangel festgestellt, hat sie der
Grundstiickseigentliimer unverziiglich zu beseitigen.

(4) Die Stadtwerke sind nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung des Landes
verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und Menge ein erheblicher Ein-
fluss auf die 6ffentliche Abwasserbehandlungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung
oder auf das Gewadsser zu erwarten ist, in einem so genannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen.
Dieses wird bei den Stadtwerken gefiihrt und auf Verlangen der Wasserbehdrde Gibermittelt. Die Ver-
antwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, den Stadtwerken, auf deren Anforderung hin, die fur die
Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen.

Dabei handelt es sich um folgende Angaben:

Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingeleitete Abwasser-
menge, Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu
gehoren insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflaichengewéasserverordnung
genannt sind. Die Stadtwerke werden dabei die Geheimhaltungspflicht von Geschafts- und Betriebsge-
heimnissen sowie die Belange des Datenschutzes beachten.
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IV. Abwasserbeitrag

§ 22
Erhebungsgrundsatz

Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands fiir die Anschaffung und die Herstellung der
offentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbeitrag wird in Teilbetragen (§ 32)
erhoben.

§23
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundsticke, fir die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festge-
setzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden kdnnen.

Erschlossene Grundstiicke, fur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, unter-
liegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten
baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen.

(2) Wird ein Grundstiick an die 6ffentlichen Abwasseranlagen tatsachlich angeschlossen, so unterliegt
es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht erfillt sind.

§24
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentimer des
Grundstiicks ist. Der Erbbauberechtigte ist an Stelle des Eigentliimers Beitragsschuldner.

(2) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die
einzelnen Wohnungs- und Teileigentiimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuld-
ner.

(3) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick, im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf dem Erbbau-
recht, im Falle des Abs. 2 Satz 2 auf dem Wohnungs- oder dem Teileigentum.

§25
BeitragsmaRstab

Malstab fir den Abwasserbeitrag ist die zuldssige Geschossflache. Die zuldssige Geschossflache eines
Grundstiicks wird nach MaRgabe der Bestimmungen der §§ 26 bis 30 ermittelt. Dabei werden Bruchzah-
len bis einschlieRlich 0,5 abgerundet und solche tber 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet.

§ 26
Grundstiicksflache

(1) Als Grundstticksflache gilt:

1. bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplans die Flache, die der Ermittlung der zuldssigen Nut-
zung zugrunde zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthalt, die tatsach-
liche Grundstiicksflache bis zu einer Tiefe von 50 Meter von der der ErschlieBungsanlage zugewandten
Grundstiicksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung liber diese Begrenzung hinaus oder
sind Flachen tatsachlich angeschlossen, so ist die Grundstlickstiefe malRgebend, die durch die hintere
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Grenze der Nutzung bestimmt wird. Grundsticksteile, die lediglich die wegemalige Verbindung zur Er-
schlieBungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstlickstiefe unbericksichtigt.
(2) § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberihrt.

§ 27
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die ein Bebauungsplan die Geschossflachen-
zahl, die Geschossflache oder eine Baumassenzahl festsetzt

(1) Als zulassige Geschossflache gilt die mit der im Bebauungsplan festgesetzten Geschossflachenzahl
vervielfachte Grundstiicksflache (§ 26). Setzt der Bebauungsplan die GroRe der Geschossflache fest, gilt
diese als zuldssige Geschossflache. Ist im Einzelfall eine gréRBere Geschossflache genehmigt, so ist diese
zugrunde zu legen.

(2) Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflachenzahl oder der GroRe der Geschossflache eine
Baumassenzahl aus, so ergibt sich die Geschossflache aus der Teilung der Baumassenzahl durch 3,5. Ist
eine grolRere Baumasse genehmigt, so ergibt sich die zuldssige Geschossflache aus der Teilung dieser
Baumasse durch 3,5.

(3) Kann die im Bebauungsplan festgesetzte Geschossflachenzahl bzw. die zuldssige Geschossflache oder
Baumassenzahl aufgrund einer 6ffentlich-rechtlichen Baubeschrankung nicht verwirklicht werden, ist
die tatsachlich verwirklichbare Geschossflache oder Baumasse maRgebend. Abs. 1 Satz 3 gilt entspre-
chend.
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§28
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken, fiir die keine
Planfestsetzungen i. S. des § 27 bestehen

(1) In unbeplanten Gebieten bzw. in beplanten Gebieten, fiir die ein Bebauungsplan keine Festsetzungen
nach § 27 enthilt, betragt die Geschossflachenzahl, mit der die Grundsticksflache vervielfacht wird

Baugebiet Zahl der Voll- Geschoss-
geschosse flachen-
(2) zahl (GF2)
1. in Kleinsiedlungsgebieten bei 1 0,3,
2 0,4;
2. in reinen Wohngebieten, allgemeinen
Wohngebieten, Mischgebieten und Ferien-
hausgebieten bei 1 0,5,
2 0,8,
3 1,0,
4und5 1,1,
6 und mehr 1,2;
3. in besonderen Wohngebieten
bei 1 0,5,
2 0,8,
3 1,1,
4und 5 1,4,
6 und mehr 1,6;
4, in Dorfgebieten bei 1 0,5,
2 und mehr 0,8;
5. in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten
bei 1 1,0,
2 1,6,
3 2,0,
4und5 2,2,
6 und mehr 2,4;
6. in Wochenendhausgebieten bei lund?2 0,2.

(2) Sofern sich die Art des Baugebietes i. S. von Abs. 1 nicht aus den Festsetzungen eines Bebauungspla-
nes ergibt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundstiicken in der ndheren Umgebung tber-
wiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstlicke keinem der genannten Baugebiete zuordnen,
so werden die fir Mischgebiete geltenden Geschossflachenzahlen zugrundegelegt.

(3) Der Berechnung der hochstzuldssigen Geschossflachenzahl wird als zuldssige Zahl der Vollgeschosse
zugrunde gelegt:

1. Die in einem Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse. Ist eine Baumassen-
zahl festgesetzt, gilt § 27 Abs. 2 und 3 entsprechend. Bestimmt der Bebauungsplan das Mal der bauli-
chen Nutzung durch die Festsetzung der Hohe baulicher Anlagen, so gilt als Geschosszahl das festgelegte
HochstmaR der Hohe der baulichen Anlagen geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die nachstfol-
gende volle Zahl aufgerundet. Ist eine héhere Geschosszahl oder eine groRere Héhe baulicher Anlagen
genehmigt, ist diese zugrunde zu legen. Kann die im Bebauungsplan festgesetzte Zahl der Vollgeschosse
oder das Hochstmall der Hohe baulicher Anlagen aufgrund einer 6ffentlich-rechtlichen Baubeschran-
kung nicht verwirklicht werden, gilt § 27 Abs. 3 entsprechend.

2. Soweit keine Geschosszahl, Baumassenzahl und kein Héchstmal® der Héhe baulicher Anlagen festge-
setzt ist, gilt
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a) bei bebauten Grundstiicken die Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen,

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstilicken der ndheren Um-
gebung Uiberwiegend vorhandenen Geschosse.

(4) Bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist, gelten als
Geschosse Vollgeschosse im Sinne der fiir den Bebauungsplan maRgeblichen Baunutzungsverordnung.
Im Ubrigen gelten als Geschosse Vollgeschosse im Sinne der Landesbauordnung in der zum Zeitpunkt
der Beitragsentstehung geltenden Fassung. Bei Bauwerken mit Vollgeschossen, die héher als 3,5 m sind
und bei Gebduden ohne ein Vollgeschoss, ergibt sich die Geschosszahl durch Teilung der tatsachlich vor-
handenen Baumasse mit der tatsachlich iberbauten Grundstiicksflache und nochmalige Teilung des Er-
gebnisses durch 3,5; mindestens jedoch die nach Abs. 3 maRgebende Geschosszahl. Bruchzahlen wer-
den auf volle Geschosse aufgerundet.

§29
Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken im AuRenbereich

Im AuBenbereich (§35 BauGB) werden bei bebauten Grundstiicken die flir Mischgebiete geltenden Ge-
schossflachenzahlen zugrunde gelegt. Dabei gilt als zuldssige Zahl der Vollgeschosse die Hochstzahl der
tatsachlich vorhandenen bzw. genehmigten Geschosse.

§30
Sonderregelungen

Bei Stellplatzgrundstiicken und bei Grundstlicken, fir die nur eine Nutzung ohne Bebauung zuldssig ist
oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die Grundstiicksflache mit einer
Geschossflachenzahl von 0,2 vervielfacht. Dasselbe gilt fir Gemeinbedarfs- oder Griinflichengrundsti-
cke, deren Grundstiicksflachen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeord-
neten Teil mit Gebduden lUberdeckt werden sollen bzw. tiberdeckt sind (z.B. Friedhofe, Sportplatze, Frei-
bader, Kleingartenanlagen).

§31
Weitere Beitragspflicht

(1) VergroRert sich die Flache eines Grundstiicks, fiir das bereits eine Beitragspflicht entstanden ist oder
das beitragsfrei an die o6ffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen wurde (z.B. durch Zukauf) und
erhoht sich dadurch die bauliche Nutzbarkeit des Grundstiicks, so unterliegen die zugehenden Flachen
der Beitragspflicht nach MaRgabe des § 25, soweit fiir sie noch keine Beitragspflicht entstanden ist.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend, soweit

1. Grundstiicke unter Einbeziehung von Teilflachen, fir die eine Beitragspflicht bereits entstanden ist,
neu gebildet werden;

2. fur Grundsticksflachen die Voraussetzungen fiir eine Teilflichenabgrenzung nach § 31 Abs. 1 Satz 2
KAG oder nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 entfallen;

3. bei beitragsfrei angeschlossenen Grundstiicken oder bei Grundstiicken, fir die eine Beitragspflicht
bereits entstanden ist bzw. durch Bescheid begriindet worden ist, die bis zum Inkrafttreten dieser Sat-
zung zulassige Geschossflachenzahl oder Geschossflaiche bzw. genehmigte hohere Geschossflachen
Uberschritten oder eine grofRere Geschossflachenzahl oder Geschossflache allgemein zugelassen wird.
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§ 32
Beitragssatz

Der Abwasserbeitrag setzt sich wie folgt zusammen:

Teilbeitrage je m?
Geschossfldche (§ 25)
Entwdsserungsbeitrag 6,40 €
Klarbeitrag 6,00 €
§33

Entstehung der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht:

1. In den Fallen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstiick an den 6ffentlichen Kanal angeschlossen werden
kann.

2. In den Fallen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frithestens jedoch mit dessen Genehmigung.

3. In den Fallen des § 32 Nr. 2, sobald die Teile der Abwasseranlage fiir das Grundstiick genutzt werden
kénnen.

4. In den Fallen des § 31 Abs. 1, wenn die VergréBerung des Grundstiicks im Grundbuch eingetragen ist.
5.In den Féllen des § 31 Abs. 2 Nr. 1, wenn das neu gebildete Grundstiick im Grundbuch eingetragen ist.
6. In den Fallen des § 31 Abs. 2 Nr. 2

a) mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplans bzw. dem Inkrafttreten einer Satzungi. S. von § 34 Abs.
4 Satz 1 BauGB;

b) mit dem tatsachlichen Anschluss der Teilflachen, friihestens mit der Genehmigung des Anschlusses;
c) bei baulicher Nutzung ohne tatsachlichen Anschluss mit der Erteilung der Baugenehmigung;

d) bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung.

7. In den Fallen des § 31 Abs. 2 Nr. 3 mit der Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des
Bebauungsplans oder einer Satzung i. S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB.

8. In den Fallen des § 31 Abs. 3, wenn die neuen Gebaude an die 6ffentlichen Abwasseranlagen ange-
schlossen werden, frithestens jedoch mit der Genehmigung des Anschlusses.

(2) Fur Grundstticke, die schon vor dem 1.4.1964 an die offentlichen Abwasseranlagen hatten ange-
schlossen werden kénnen, jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Beitragsschuld
mit dem tatsachlichen Anschluss, friihestens mit dessen Genehmigung.

(3) Mittelbare Anschlisse (z.B. Gber bestehende Hausanschliisse) stehen dem unmittelbaren Anschluss
an die offentlichen Abwasseranlagen gleich.

§34
Falligkeit

Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebescheids fallig.

§35
Ablosung

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner
die Ablésung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren.

(2) Der Betrag einer Ablésung bestimmt sich nach der Hohe der voraussichtlich entstehenden Beitrags-
schuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.
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(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablsung besteht nicht.
(4) Die beitragsbefreiende Wirkung der Ablosung tritt mit der Bezahlung des Ablésebetrags ein.

V. Abwassergebiihren

§ 36
Erhebungsgrundsatz

Die Stadt erhebt fiir die Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen Abwassergebihren.

§37
GebiihrenmaRstab

(1) Die Abwassergebihren werden getrennt fiir die auf den Grundstiicken anfallende Schmutzwasser-
menge (Schmutzwassergebihr, § 39) und fir die anfallende Niederschlagswassermenge (Niederschlags-
wassergebihr, § 39 a) erhoben.

(2) Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwassergebiihr nach der eingeleiteten
Schmutzwasser- bzw. Wassermenge.

(3) Wird Abwasser zu einer 6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht, bemisst sich die Abwas-
sergebihr nach der Menge des angelieferten Abwassers.

§38
Gebiihrenschuldner

(1) Schuldner der Abwassergebiihr ist der Grundstiickseigentiimer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle
des Grundstiickseigentiimers Gebihrenschuldner.

(2) Gebiihrenschuldner fir die Gebiihr nach § 37 Abs. 3 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.

(3) Mehrere Gebihrenschuldner sind Gesamtschuldner.

§39
Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebiihr

(1) Bemessungsgrundlage flr die Schmutzwassergebiihr im Sinne von § 37 Abs. 1 ist:

1. die dem Grundstiick aus der 6ffentlichen Wasserversorgung zugefiihrte Wassermenge;

2. bei nichtoffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommenen Wassermenge;
3. im Ubrigen das auf den Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser, soweit es als Brauchwasser im
Haushalt oder im Betrieb genutzt wird.

Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete Wasser-/Abwasser-
menge.

(2) Auf Verlangen der Stadtwerke hat der Geblihrenschuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3)
sowie bei nichtoffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Niederschlagswas-
ser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 3) geeignete Messeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen und zu
unterhalten.



-17 -

§ 39a
Bemessungsgrundlage der Niederschlagswassergebiihr

(1) Bemessungsgrundlage fiir die Niederschlagswassergebiihr (§ 37 Abs. 1) sind die Gberbauten und dar-
Uber hinaus befestigten (versiegelten) Teilflichen des an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlos-
senen Grundstiicks, von denen Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar (z.B. Gber andere Fla-
chen) den o6ffentlichen Abwasseranlagen zugefiihrt wird. MalRgebend fiir die Flaichenberechnung ist der
Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger Entstehung der Geblihrenpflicht, der
Zustand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhaltnisses.

(2) Die versiegelten Teilflachen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Berlicksichtigung des
Grades der Wasserdurchlassigkeit fiir die einzelnen Versiegelungsarten wie folgt festgesetzt wird:

1. befestigte Flachen
a) Vollstandig versiegelte Flachen, z.B. Asphalt, Beton,

Pflaster und Platten 1,0
b) Stark versiegelte Flachen, z.B. Pflaster, Platten, Verbundsteine bei durchldssigen Fugen mit Mindest-
fugenbreite von 2 cm, wassergebundene Decken 0,6
c) Wenig versiegelte Flachen, z.B. Kies, Schotter, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster mit einer Min-
destfugenbreite von 4 cm; Porenpflaster 0,3
2. Dacher

a) Standarddach (flach oder geneigt), Kiesdach 1,0
b) Griindach (mit einer Pflanzsubstratstdrke von mindestens 12 cm) 0,3

Fir versiegelte Teilflachen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach Ziffer 1 und 2,
die der vorliegenden Versiegelung beziiglich seiner Wasserdurchlassigkeit am nachsten kommt.

Die ermittelten Flachen werden auf volle Quadratmeter abgerundet.

(3) Grundsticksflachen, von denen Niederschlagswasser (iber eine Sickermulde oder eine vergleichbare
Anlage auf dem privaten Grundstick mit gedrosseltem Ablauf oder mit Notlberlauf den 6ffentlichen
Abwasseranlagen zugefiihrt wird, werden mit dem Faktor 0,2 ber{cksichtigt.

(4) Flachen, die an Zisternen ohne Uberlauf in die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind,
bleiben im Rahmen der Gebiihrenbemessung unberiicksichtigt. Flichen, die an Zisternen mit Uberlauf
angeschlossen sind, werden bei Regenwassernutzung zur Gartenbewasserung oder im Haushalt oder
Betrieb um 20 Quadratmeter (m?) je Kubikmeter (m3) Fassungsvolumen, hdchstens jedoch um 50 % der
malgebenden Berechnungsflache vermindert. Es werden nur dauerhafte (ganzjdhrige) Zisternen mit ei-
nem Mindeststauvolumen von 2 m? beriicksichtigt.

§40
Absetzungen

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wurden,
werden auf Antrag des Geblhrenschuldners bei der Bemessung der Abwassergebiihr abgesetzt. Von der
Absetzung ausgenommen ist eine Wassermenge (Bagatellgrenze) von 20 m3/Jahr. Die Bagatellgrenze
findet keine Anwendung, wenn die nicht eingeleitete Wassermenge exakt durch Messung (Abs. 2)
ermittelt wird.

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines besonderen
Wasserzahlers (Zwischenzahlers) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften entspricht und
von den Stadtwerken plombiert worden ist. Zwischenzahler werden auf Antrag des Grundstiickseigen-
tiimers ausschlieRlich von den Stadtwerken Ostfildern eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen
im Eigentum der Stadtwerke. Die Zwischenzdhler werden vom Beauftragten der Stadtwerke oder auf
Verlangen der Stadtwerke vom Anschlussnehmer selbst abgelesen. Dieser hat dafiir Sorge zu tragen,
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dass die Messeinrichtungen leicht zuganglich sind. Die §§ 21, 22, 23 und 41 der Wasserversorgungssat-
zung vom 01.01.2021 finden entsprechend Anwendung.

(3) Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch Messungen
nach Abs. 2 festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als
nicht eingeleitete Wassermenge i. S. von Abs. 1

1. je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen 15 m3/Jahr,

2. je Vieheinheit bei Gefligel 5 m3/Jahr. Die ermittelte Wassermenge wird auf volle m? abgerundet.
Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird von der gesamten verbrauchten
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermenge muss fiir jede flir das Betriebsanwesen
polizeilich gemeldete Person, die sich dort wahrend des Veranlagungszeitraums nicht nur
voriibergehend aufhilt, mindestens 35 m3/lJahr fir die erste Person und fir jede weitere Person
mindestens 30 m3/Jahr betragen.

Der Umrechnungsschliissel fur Tierbestande in Vieheinheiten zu § 35 des Landesgrundsteuergesetzes
ist entsprechend anzuwenden. Fir den Viehbestand ist der Stichtag mafigebend, nach dem sich die
Erhebung der Tierseuchenbeitrage fiir das laufende Jahr richtet.

(4) Antrage auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen, die nicht durch Messung gem. Abs. 2
festgestellt werden, sind bis zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids zu
stellen.

§41
Hoéhe der Abwassergebiihr

(1) Die Niederschlagswassergebihr (§ 39 a) betragt je m? versiegelte Flache 0,64 €.
(2) Die Abwassergebihr bei Einleitungen nach § 37 Abs. 1 und 2 betragt
je m3 Abwasser 2,35 €,

(3) Wird Abwasser oder sonstiges Wasser (§ 8 Abs. 3) in 6ffentliche Kanéle eingeleitet, die nicht an ein
Klarwerk angeschlossen sind, betragt die Geblhr

je m3 Abwasser 0,74 €.
(4) Die Abwassergebuhr fir Abwasser, das zu einer o6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage gebracht
wird (§ 37 Abs. 3), betrdgt je m3 Abwasser:

a) bei Abwasser aus Kleinklaranlagen: 40,25 €,
b) bei Abwasser aus geschlossenen Gruben 3,22 €,
c) soweit Abwasser keiner Anlage nach a) oder b) zuzuordnen ist 24,15 €.

(5) Beginnt oder endet die gebiihrenpflichtige Benutzung in den Féllen des § 41 wahrend des Veranla-
gungszeitraumes, wird die Jahresgebuihr fiir jeden Tag, an dem die Gebuhrenpflicht besteht, anteilig zur
Anzahl der Tage des Veranlagungszeitraums angesetzt.

§42
Entstehung der Gebiihrenschuld

(1) In den Fallen des § 37 Abs. 1 entsteht die Geblihrenschuld fir ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalen-
derjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhaltnis vor Ablauf des Veranlagungszeitrau-
mes, entsteht die Gebilihrenschuld mit Ende des Benutzungsverhaltnisses.

(2) In den Fallen des § 38 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Geblihrenschuld fiir den bisherigen Grundsticksei-
gentiimer mit Beginn des auf den Ubergang folgenden Kalendermonats; fiir den neuen Grundstiicksei-
gentiimer mit Ablauf des Kalenderjahres.

(3) In den Fallen des § 37 Abs. 2 entsteht die Gebiihrenschuld bei voriibergehender Einleitung mit Been-
digung der Einleitung, im Ubrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

(4) In den Fallen des § 37 Abs. 3 entsteht die Gebihrenschuld mit der Anlieferung des Abwassers.
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(5) Die Gebiihrenschuld gemaR § 37 Abs. 1 ruht auf dem Grundstiick bzw. dem Erbbaurecht als 6ffentli-
che Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG).

§43
Vorauszahlungen

(1) Solange die Gebiihrenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebtlihrenschuldner Vorauszahlun-
gen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Ablauf des Kalendervierteljahres. Beginnt die Gebih-
renpflicht wahrend des Veranlagungszeitraumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Ablauf des laufen-
den Kalendervierteljahres.

(2) Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Viertel
der zuletzt festgestellten versiegelten Grundstiicksflache zugrunde zu legen. Bei erstmaligem Beginn der
Geblhrenpflicht wird der voraussichtliche Jahreswasserverbrauch sowie die versiegelte Grundstiicksfla-
che geschatzt.

(3) Die fiir den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die Gebiihrenschuld
fiir diesen Zeitraum angerechnet.

(4) In den Fallen des § 37 Abs. 2 und Abs. 3 entféllt die Pflicht zur Vorauszahlung.

§44
Falligkeit

(1) Die Benutzungsgebihren sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids
zur Zahlung fallig. Sind Vorauszahlungen (§ 43) geleistet worden, gilt dies nur, soweit die Geblihren-
schuld die geleisteten Vorauszahlungen Ubersteigt. Ist die Gebihrenschuld kleiner als die geleisteten
Vorauszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids durch Auf-
rechnung oder Zurlickzahlung ausgeglichen.

(2) Die Vorauszahlungen gem. § 43 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur Zahlung fillig.

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten

§45
Anzeigepflicht

(1) Binnen eines Monats sind den Stadtwerken der Erwerb oder die VerduRerung eines an die 6ffentli-
chen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstlicks anzuzeigen. Entsprechendes gilt beim Erbbau-
recht oder einem sonstigen dinglichen baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der VerduRerer
und der Erwerber.

(2) Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Gebihrenschuldner den
Stadtwerken anzuzeigen

a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtoffentlichen Wasserversorgungsanlage;

b) das auf dem Grundstilick gesammelte und als Brauchwasser genutzte Niederschlagswasser (§ 39 Abs.
1 Nr. 3);

c) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigung (§ 8 Abs. 3).

(3) Unverziglich haben der Grundstiickseigentiimer und die sonst zur Nutzung eines Grundstlicks oder
einer Wohnung berechtigten Personen den Stadtwerken mitzuteilen:

a) Anderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des Abwassers;

b) wenn gefihrliche oder schadliche Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen gelangen oder damit zu
rechnen ist;
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c¢) Erkennbare Mangel an den Anschlusskanélen.

(4) Binnen eines Monats nach dem tatsachlichen Anschluss des Grundstiicks an die Abwasserbeseiti-
gung, hat der Geblhrenschuldner die Lage und GroRe der Grundstiicksflichen, von denen Nieder-
schlagswasser den 6ffentlichen Abwasseranlagen zugefiihrt wird (§ 39a Abs. 1) der Gemeinde in priffa-
higer Form mitzuteilen. Kommt der Gebiihrenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht
nach, werden die Berechnungsgrundlagen fiir die Niederschlagswassergebiihr von den Stadtwerken ge-
schatzt. Bestehen Zweifel an der Einordnung der Flachen in die Klassen 1 oder 2 (§ 39a Abs. 2), hat der
Gebilihrenschuldner die eingeschriankte Wasserdurchlassigkeit der jeweiligen Flachen nach Aufforde-
rung durch die Stadtwerke auf seine Kosten durch Einholung eines geeigneten Sachverstandigengutach-
tens zu belegen.

(5) Pruffahige Unterlagen sind Lageplane im MaRstab 1:100 oder 1:250 oder 1:500 mit Eintrag der Flur-
stiicks-Nummer. Die an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstiicksflachen sind un-
ter Angabe der in § 39a Abs. 2 aufgefiihrten Versiegelungsarten und der fiir die Berechnung der Flachen
notwendigen MaRe rot zu kennzeichnen. Die Stadtwerke stellen auf Anforderung einen Anzeigevordruck
zur Verfligung.

(6) Anderungen der versiegelten und angeschlossenen Flichen von mehr als 10 m? auf dem Grundstiick,
die Bemessungsgrundlage fir die Niederschlagswassergebihr sind (§ 39a), haben der Grundsticksei-
gentliimer und die sonst zur Nutzung eines Grundstiicks berechtigten Personen innerhalb eines Monats
nach Fertigstellung den Stadtwerken mitzuteilen.

(7) Wird eine Grundstiicksentwasserungsanlage, auch nur voribergehend, auRer Betrieb gesetzt, hat
der Grundstiickeigentiimer diese Absicht so friihzeitig mitzuteilen, dass der Grundstiicksanschluss recht-
zeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

(8) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versdumt, so haftet im Falle des Abs. 1 der bisherige Gebuh-
renschuldner fiir die Benutzungsgebiihren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang der Anzeige bei den
Stadtwerken entfallen.

§ 46
Haftung der Stadtwerke

(1) Werden die 6ffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstorungen, die die Stadtwerke nicht zu ver-
treten haben, voribergehend ganz oder teilweise auRer Betrieb gesetzt oder treten Mangel oder Scha-
den auf, die durch Riickstau infolge von Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder Schnee-
schmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf verursacht sind, so erwachst daraus kein An-
spruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch auf ErmaRigung oder auf Erlass von Beitragen oder Gebiihren
entsteht in keinem Fall.

(2) Die Verpflichtung des Grundstiickseigentiimers zur Sicherung gegen Riickstau (§20) bleibt unberiihrt.
(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haften die Stadtwerke nur flir Vorsatz oder grobe Fahr-
lassigkeit.

§ 47
Haftung der Grundstiickseigentiimer

Die Grundstiickseigentimer und die Benutzer haften fur schuldhaft verursachte Schaden, die infolge
einer unsachgemafen oder den Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder in-
folge eines mangelhaften Zustands der Grundstiicksentwasserungsanlagen entstehen. Sie haben die
Stadtwerke von Ersatzanspriichen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schiaden geltend gemacht
werden.
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§48
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht den Stadtwerken Uberlasst;

2. entgegen § 6 Absédtze 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwasser oder Stoffe in die
offentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die fir einleitbares Abwasser vorgegebenen Richtwerte
Uberschreitet;

3. entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in 6ffentliche Abwasseranlagen
einleitet;

4. entgegen § 8 Abs. 2 fakalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehandlung in 6ffentliche Ab-
wasseranlagen einleitet, die nicht an eine 6ffentliche Klaranlage angeschlossen sind;

5. entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt,
ohne besondere Genehmigung der Stadtwerke in 6ffentliche Abwasseranlagen einleitet;

6. entgegen § 12 Abs. 1 Grundstiicksanschliisse nicht ausschlieSlich von den Stadtwerken herstellen,
unterhalten, erneuern, andern, abtrennen oder beseitigen lasst;

7.entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Stadtwerke eine Grundstiicksentwasserungs-
anlage herstellt, anschlieBt oder d@ndert oder eine 6ffentliche Abwasseranlage benutzt oder die Benut-
zung andert;

8. die Grundstiicksentwasserungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 16 und des § 17 Abs. 3 her-
stellt;

9. entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig vor-
nimmt;

10. entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgerate fiir Kichenabfalle, Mull, Papier und dergleichen oder
Handtuchspender mit Spulvorrichtungen an seine Grundstilicksentwasserungsanlagen anschlieRt;

11. entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstiicksentwasserungsanlage vor der Abnahme in Betrieb nimmt.

(2) Ordnungswidrig i. S. von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig den
Anzeigepflichten nach § 45 Abs. 1 bis 6 nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

VII. Ubergangs- und Schlussbestimmungen Stadt Ostfildern
10.12.2025
C
Inkrafttreten

(1) Soweit Abgabenanspriiche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, gelten an-
stelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld
gegolten haben.

(2) Diese Satzung tritt am 01.01.1998 *) in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom 11.11.1992
(mit allen spateren Anderungen) auRer Kraft.

*) Inkrafttreten der urspriinglichen Satzung

Ausgefertigt am 19.11.2025 gez. Christof Bolay, Oberblirgermeister

Hinweis:

Satzungen, die trotz Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten gemaR § 4 Abs. 4 GemO ein Jahr
nach der Bekanntmachung als von Anfang an giiltig. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften tiber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind. Ebenso, wenn der Oberburgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat, oder
wenn vor Ablauf eines Jahres die Rechtsaufsichtsbehdrde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften schriftlich
oder elektronisch angezeigt worden sind.



	Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung  (Abwassersatzung - AbwS) der Stadt Ostfildern
	I. Allgemeine Bestimmungen 3
	§ 1   Öffentliche Einrichtung 3
	§ 2   Begriffsbestimmungen 3

	II. Anschluss und Benutzung 4
	§ 3   Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung 4
	§ 4   Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss 4
	§ 5   Befreiungen 4
	§ 6   Allgemeine Ausschlüsse 4
	§ 7   Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 5
	§ 8   Einleitungsbeschränkungen 6
	§ 9   Eigenkontrolle 6
	§ 10  Abwasseruntersuchungen 6
	§ 11  Grundstücksbenutzung 6

	III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen 7
	§ 12  Grundstücksanschlüsse 7
	§ 13  Kostenerstattung 7
	§ 14  Private Grundstücksanschlüsse 7
	§ 15  Genehmigungen 8
	§ 16  Regeln der Technik 8
	§ 17  Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlagen 9
	§ 18  Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte 9
	§ 19  Kleinkläranlagen 9
	§ 20  Sicherung gegen Rückstau 10
	§ 21  Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster 10

	IV. Abwasserbeitrag 11
	§ 22  Erhebungsgrundsatz 11
	§ 23  Gegenstand der Beitragspflicht 11
	§ 24  Beitragsschuldner 11
	§ 25  Beitragsmaßstab 11
	§ 26  Grundstücksfläche 11
	§ 27  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschossflächenzahl, die Geschossfläche oder eine Baumassenzahl festsetzt 12
	§ 28  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine Planfestsetzungen i. S. des § 27 bestehen 13
	§ 29  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken im Außenbereich 14
	§ 30  Sonderregelungen 14
	§ 31  Weitere Beitragspflicht 14
	§ 32  Beitragssatz 15
	§ 33  Entstehung der Beitragsschuld 15
	§ 34  Fälligkeit 15
	§ 35  Ablösung 15

	V. Abwassergebühren 16
	§ 36  Erhebungsgrundsatz 16
	§ 37  Gebührenmaßstab 16
	§ 38  Gebührenschuldner 16
	§ 39  Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebühr 16
	§ 39a Bemessungsgrundlage der Niederschlagswassergebühr 17
	§ 40  Absetzungen 17
	§ 41  Höhe der Abwassergebühr 18
	§ 42  Entstehung der Gebührenschuld 18
	§ 43  Vorauszahlungen 19
	§ 44  Fälligkeit 19

	VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten 19
	§ 45  Anzeigepflicht 19
	§ 46  Haftung der Stadtwerke 20
	§ 47  Haftung der Grundstückseigentümer 20
	§ 48  Ordnungswidrigkeiten 21

	VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 21
	§ 49  Inkrafttreten 21

	Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung                                                (Abwassersatzung - AbwS) der Stadt Ostfildern
	I. Allgemeine Bestimmungen
	§ 1   Öffentliche Einrichtung
	§ 2   Begriffsbestimmungen

	II. Anschluss und Benutzung
	§ 3   Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung
	§ 4   Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss
	§ 5   Befreiungen
	§ 6   Allgemeine Ausschlüsse
	§ 8   Einleitungsbeschränkungen
	§ 9   Eigenkontrolle
	§ 11  Grundstücksbenutzung

	III. Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanlagen
	§ 12  Grundstücksanschlüsse
	§ 13  Kostenerstattung
	§ 14  Private Grundstücksanschlüsse
	§ 16  Regeln der Technik
	§ 17
	§ 18  Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte
	§ 19  Kleinkläranlagen
	§ 20  Sicherung gegen Rückstau
	§ 21  Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht,                                        Indirekteinleiterkataster

	IV. Abwasserbeitrag
	§ 22  Erhebungsgrundsatz
	§ 23  Gegenstand der Beitragspflicht
	§ 24  Beitragsschuldner
	§ 26  Grundstücksfläche
	§ 27  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan die Geschossflächenzahl, die Geschossfläche oder eine Baumassenzahl festsetzt
	§ 28  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine                                                               Planfestsetzungen i. S. des § 27 bestehen


	1. Die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist eine Baumassenzahl festgesetzt, gilt § 27 Abs. 2 und 3 entsprechend. Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzung der Höhe baulich...
	2. Soweit keine Geschosszahl, Baumassenzahl und kein Höchstmaß der Höhe baulicher Anlagen festgesetzt ist, gilt
	§ 29  Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken im Außenbereich
	§ 30  Sonderregelungen
	§ 31  Weitere Beitragspflicht
	§ 32  Beitragssatz
	§ 33  Entstehung der Beitragsschuld
	§ 34  Fälligkeit
	§ 35  Ablösung
	V. Abwassergebühren
	§ 36  Erhebungsgrundsatz
	§ 37  Gebührenmaßstab
	§ 38  Gebührenschuldner
	§ 39  Bemessungsgrundlage der Schmutzwassergebühr
	§ 39a Bemessungsgrundlage der Niederschlagswassergebühr
	§ 40  Absetzungen
	§ 41  Höhe der Abwassergebühr
	§ 42  Entstehung der Gebührenschuld
	§ 43  Vorauszahlungen
	§ 44  Fälligkeit

	VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten
	§ 45  Anzeigepflicht
	§ 46  Haftung der Stadtwerke
	§ 47  Haftung der Grundstückseigentümer
	§ 48  Ordnungswidrigkeiten

	VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 49  Inkrafttreten



		2025-12-10T06:05:47+0000
	Stadt Ostfildern




